
 Basel.Stadt.   |  Donnerstag, 17. Oktober 2013  |  Seite 14

Mehr Platz für Velos
Grünes Licht für Verkehrsprojekt entlang der Linie 3

Von Daniel Wahl

Basel.� Der Unmut bürgerlicher Politi-
ker gegenüber der derzeitigen Baustel-
lenpolitik von Regierungsrat Hans-Pe-
ter Wessels (SP) ist gestern im Grossen 
Rat überraschenderweise bei einem 
Geschäft zum Ausdruck gekommen, 
das eigentlich als unbestritten galt: dem 
Projektierungskredit in der Höhe von 
350 000 Franken für die Neugestaltung 
der Achse Burgfelderstrasse-Missions- 
strasse-Spalenvorstadt, entlang der 
Tramlinie 3. Die SVP (Samuel Wyss) 
verweigerte aus grundsätzlichen Über-
legungen die Zustimmung, Urs Schwei-
zer (FDP) wollte die Planung zurückge-
stellt haben, damit die Erfahrungen aus 
dem laufenden Grossprojekt Luzerner-
ring/Wasgenring einfliessen und be-
rücksichtigt werden können. 

Der Grosse Rat gab aber grünes Licht 
für das Neugestaltungsprojekt mit 49 Ja 
gegenüber 17 Nein bei zwei Enthaltun-
gen. Nun soll in den nächsten Jahren die 

Achse zwischen Schützenmattstrasse 
und Luzernerring umfassend instandge-
setzt werden. Man will die Haltestellen 
des Trams behindertengerecht gestalten, 
die Fläche für den Autoverkehr reduzie-
ren und die Streckenführung für Velos 
verbessern. Insbesondere sollen Velos 
stadteinwärts in die Spalenvorstadt fah-
ren können, was heute nicht möglich ist.

Die Umwelt- und Verkehrskommis-
sion gab gestern den Projektentwick-
lern Empfehlungen mit auf den Weg: 
Die Anwohnerparkflächen sollten kon-
sequent in die Quartierstrassen verlegt 
werden und auf der Hauptachse sollten 
bloss Kurzzeitparkflächen fürs Gewerbe 
entstehen. Demgegenüber will Heiner 
Vischer (LDP) eine Reduktion der Park-
plätze verhindern und die Umsetzung 
der behindertengerechten Tramhalte-
stellen scharf im Auge behalten. Sollte 
die Haltestelle beim Felix-Platter-Spital 
wegfallen, würde sich das Grüne Bünd-
nis generell gegen das Projekt stemmen, 
drohte Nora Bertschi.

Nachrichten

Wahlen ohne Gegner

Basel. �In Einmütigkeit wählte der 
Grosse Rat diverse Kommissionsmit-
glieder. In die Fussstapfen von Leon-
hard Burckhardt tritt Toya Krum-
menacher (SP) in der Wirtschafts- und 
Abgabekommission. Für Jürg Meyer in 
der Petitionskommisson kommt Pascal 
Pfister (SP). Ursula Metzger wird in der 
Begnadigungskommission ersetzt 
durch Brigitte Heilbronner (SP) und in 
der Funktion als Präsidentin durch 
Andrea Bollinger (SP). Als Mitglied ins 
Ratsbüro wurde in geheimer Wahl Elisa-
beth Ackermann (GB) gewählt. Zudem 
hat der Grosse Rat Eva Sofia Hersber-
ger  (EVP) als Ersatzrichterin  am Straf-
gericht bestimmt. wah

Veloweg Lange Erlen
Basel. �Einstimmig hat gestern der 
Grosse Rat den Gesamtbetrag von 
2,23 Millionen Franken für den Ersatz 
des Velowegs im Bereich des Tierparks 
gesprochen. wah

Protest gegen 
Rückstufungen
Resolution an den Bund  
zum Agglomerationsprogramm

Basel.� Der Grosse Rat verabschiedete 
mit 70 zu 3 Stimmen eine Resolution an 
die Adresse des Bundes, weil im Agglo-
merationsprogramm diverse grenz-
überschreitende Projekte der Agglome-
ration Basel zurückgestuft oder gestri-
chen wurden. Verlangt wird in der Re-
solution, die von der Umwelt-, Ver-
kehrs- und Energiekommission initiiert 
wurde, verschiedene Projekte wieder 
höher zu priorisieren. Dies betrifft die 
Verlängerung der Tramlinie 3 nach 
Saint-Louis, die Tramerschliessung Sa-
lina Raurica, den Doppelspurausbau 
der Linien 10/17 in Binningen, Velo 
Oberrhein, die Verkehrserschliessung 
Hafen und Kleinhüningen sowie den 
Zubringer Dornach an die H2. Weiter 
protestiert die Region dagegen, dass 
zwei Kernstücken, dem Herzstück der 
Regio-S-Bahn und der Elektrifizierung 
der Hochrheinstrecke, Dringlichkeit 
und Nutzen abgesprochen wurde. mv

Nauenstrasse: 
Kein Beschluss
Zwei Bäume gegen den Verkehr

Basel.� Es sei «unverhältnismässig», eine 
Spur der Nauenstrasse zu sperren, nur 
weil das Baumschutzgesetz das Fällen 
von zwei «Bäumchen»  verbiete, kriti-
sierte Sebastian Frehner (SVP) gestern 
im Grossen Rat. Hintergrund der Kritik 
ist, dass die Firma Oettinger Davidoff 
den Hauptsitz neu baut und die Baustel-
lenzufahrt gewährleisten muss. Gemäss 
Informationen,  die die BaZ von der Poli-
zei erhalten hatte, war die Sperrung der 
Nauenstrasse bereits in Planung. Dieser 
Darstellung widersprach Baudirektor 
Hans-Peter Wessels im Grossen Rat: Es 
liege bis heute kein Allmendnutzungs-
gesuch vor. Darum habe auch kein Ent-
scheid gefällt werden können, ob die 
Nauenstrasse zugunsten von zwei Lin-
den gesperrt werden soll. Wessels fügte 
an, dass diesbezüglich eine Güterabwä-
gung stattfinden werde, sagte aber, dass 
«eine Teilsperrung der Lindenhof- und 
Nauenstrasse nicht eine von den Behör-
den bevorzugte Variante darstellt».  wah

Kommentar

Endlich ein 
klares Gesetz
Von Markus Vogt

Wenn ein Gesetz 
aus dem Jahr 
1927 stammt, hat 
es das Verfallda-
tum längst über-
schritten. Beim 
Gesetz über die 
Nutzung des 

öffentlichen Raums geht es um die 
Erschliessung des Siedlungsgebiets, 
also darum, welche Flächen von 
wem und wie genutzt werden dür-
fen. Da hat sich im Verlauf der Jahr-
zehnte vieles geändert. Ein Rätsel, 
warum es so lange brauchte, um 
diese Revision anzustossen. 
Grundsätzliche Einwände gegen das 
neue Gesetz gab es gestern im Gros-
sen Rat nicht. Damit erreicht wird ja 
die von allen Seiten gewünschte Ver-
einfachung und Beschleunigung des 
Bewilligungsverfahrens. Noch sollte 
man allerdings nicht zu viel erwar-
ten. Im Gesetz stehen jetzt zwar die 
Grundsätze. Wie diese umgesetzt 
werden, wird die  Verordnung zum 
Gesetz sagen – und diese ist noch 
nicht geschrieben. Diese Verordnung 
wird sich wohl auch mit der Praxis 
entwickeln müssen.
Richtig ist es, die Kompetenz für den 
Erlass von speziellen Nutzungsplä-
nen dem Grossen Rat zu geben. Das 
Interesse der Bevölkerung an diesen 
Nutzungsplänen ist sehr hoch; damit 
ist es zweifellos gerechtfertigt, diese 
einem referendumsfähigen Parla-
mentsbeschluss zu unterstellen. 
Sollte nun gegen einen speziellen 
Nutzungsplan das Referendum 
ergriffen werden, wird nicht über 
einen einzelnen Anlass wie das Basel 
Tattoo, das Jugendkulturfestival 
oder «Em Bebbi sy Jazz» abgestimmt, 
sondern darüber, wie ein Platz 
bespielt werden darf. Man stelle sich 
nur einmal vor, wie eine Abstim-
mungskampagne über das Tattoo 
oder das Jugendkulturfestival aus
sehen würde! Solche Abstimmungen 
wollte man zu Recht nicht.
Mit dem neuen Gesetz können alle 
Seiten leben – die Veranstalter, die 
Behörden und nicht zuletzt die 
Anwohner der meistgefragten 
Plätze. Die Anwohner müssen sich 
genauso wohlfühlen können wie die 
Festlustigen. 
markus.vogt@baz.ch

Rechtssicherheit im öffentlichen Raum  
Der Grosse Rat beschliesst künftig über spezielle Nutzungspläne

Von Markus Vogt

Basel.� Das in die Jahre gekommene All-
mendgesetz hat ausgedient, es wird er-
setzt durch ein komplett neues Gesetz, 
das entsprechend auch einen ganz an-
derem Namen trägt: Gesetz über die 
Nutzung des öffentlichen Raums 
(NöRG). Diese Totalrevision, die einige 
Dinge von der alten Gesetzgebung über-
nimmt, aber auch grundlegende Neue-
rungen enthält, wurde vom Grossen Rat 
nach mehrstündiger Debatte mit einem 
komfortablen Mehr von 77 zu vier Stim-
men bei fünf Enthaltungen gutge
heissen. So geräuschlos, wie das Ab-
stimmungsresultat vermuten liesse, 
ging das allerdings nicht ab. 

Ziel der Gesetzesrevision war es, 
Verfahren zu vereinfachen. So soll es für 
Bewilligungen künftig nur noch eine 
Anlaufstelle geben, und einzelne Bewil-
ligungsverfahren werden durch eine 
reine Meldepflicht ersetzt. Eine Neue-
rung ist, dass die bisherigen Bespie-
lungspläne für einzelne Plätze oder 
Orte zum Planungsinstrument «speziel-
le Nutzungspläne» werden und somit 
eine gesetzliche Grundlage erhalten. 
Die Nutzungspläne erlauben 
den Erlass genereller Vor-
schriften für einzelne Orte des 
öffentlichen Raums, in denen 
der Nutzungsdruck besonders 
hoch ist (Beispiel Barfüsser-
platz). 

Während der Regierungs-
rat diese speziellen Nutzungs-

pläne selber erlassen wollte, beantragte 
die Bau- und Raumplanungskommissi-
on (BRK), dass dafür der Grosse Rat zu-
ständig sein sollte – so wie bei den Be-
bauungsplänen. Wenn der Grosse Rat 
darüber befindet, kann gegen diese spe-
ziellen Nutzungspläne das Referendum 
ergriffen werden.

Gefahr der Überregulierung
Kommissionspräsident Andreas Al-

brecht (LDP) erläuterte diese Problema-
tik. Die Nutzungspläne sind die eine 
materielle Neuerung, die andere be-
steht darin, dass künftig sogenannte 
Veranstalterbewilligungen erteilt wer-
den können. Das funktioniert so, dass 
bei Grossanlässen dem Organisator 
eine solche Bewilligung erteilt wird und 
dieser damit die Kompetenz erhält, auf 
seinem Festareal selber zum Beispiel 
Beizen- oder Standbetreiber mit der nö-
tigen Bewilligung zu versehen. 

Dieser Punkt blieb unbestritten – bei 
den Nutzungsplänen hingegen wollte 
die Regierung die Kompetenz bei der 
Exekutive behalten, damit nicht die Ge-
fahr einer Überregulierung drohe, wie 
Baudirektor Hans-Peter Wessels sagte. 

Kommissionspräsident 
Albrecht erklärte hinge-
gen, die Übernahme 
dieser Kompetenz durch 
den Grossen Rat sei we-
gen des ausserordent-
lich grossen öffentlichen 
Interesses gerechtfer-
tigt. In dieser Frage hielt 

nur gerade die CVP zur Regierung. Wes-
sels betonte, dass es nicht nur um die 
zirka zehn Nutzungspläne pro Jahr 
gehe, die zu bewilligen seien, sondern 
um viel mehr, nämlich rund 4500 Be-
willigungen für kleinere Anlässe. Dazu 
seien jährlich etwa 4500 Dauerbewilli-
gungen für die Nutzung der Allmend zu 
bewirtschaften. 

André Auderset (LDP) gab zu be-
denken, dass bei einem allfälligen Ur-
nengang die unschöne Situation entste-
hen könnte, dass Riehen über Belange 
des Marktplatzes mitbestimmen könne. 
Alles in allem biete das neue Gesetz 
aber den Veranstaltern mehr Sicherheit 
– es sollte nicht mehr «zu einem Gezerre 
über Toi-Toi und Ähnlichem kommen». 
Dass Interessen von Anwohnern be-
rücksichtigt würden, sei für ihn selbst-
verständlich, und das neue Gesetz biete 
keinen Freipass für eine 24-Stun-
den-Spassgesellschaft. 

Thomas Grossenbacher (GB) pflich-
tete bei, Rechtssicherheit sei wichtig so-
wohl für Veranstalter als auch für An-
wohner. Zu befürchten sei, dass die Nut-
zungspläne wenig flexibel sein werden. 

Zwischen Regeln und Verhindern
Im Interesse der Innenstadtbewoh-

ner plädierte Oswald Inglin (CVP) da-
für, die Mitbestimmung der Wohnbe-
völkerung zu garantieren, unterlag aber 
mit einem entsprechenden Antrag. 

Für René Brigger (SP) sind Gleich-
behandlung, Transparenz und Offen-
heit die zentralen Stichworte. Das Ge-

setz sei ein Hochseilakt zwischen den 
Bedürfnissen, etwas genauer regeln 
und Missbräuche verhindern zu wollen. 
Das neue Gesetz bringe klare Rechts-
grundlagen, lobte Roland Lindner 
(SVP). Und Elias Schäfer (FDP) sprach 
von einem kohärenten Rahmengesetz. 
Die Auswirkungen des neuen Gesetzes 
blieben vorläufig eine Blackbox, weil 
man die Verordnung dazu noch nicht 
habe, erklärte Schäfer.

Eine Debatte in der Debatte ergab 
sich, weil die SP eine genauere Definiti-
on des «schlichten Gemeingebrauchs» 
und einen Paragrafen streichen wollte, 
der die Einschränkung des öffentlichen  
Raums unter gewissen Prämissen erlau-
ben wollte. Die Linke befürchtete, der 
politische Diskurs könnte behindert 
werden, zum Beispiel bei Demonstra-
tionen und anderen politischen Aktio-
nen. Dieser Antrag wurde indessen mit 
47 zu 38 Stimmen abgelehnt.  

Abgelehnt wurde zum Schluss ein 
Antrag von Dominique König (SP), das 
Gesetz einer zweiten Lesung zu unter-
ziehen (was im Grossen Rat praktisch 
nie vorkommt). Diese sollte in der Jus-
tiz- und Sicherheitskommission vorbe-
raten werden. Das Ansinnen wurde al-
lerdings von bürgerlicher Seite ganz 
schlecht goutiert und mit 47 zu 31 Stim-
men abgelehnt. Andreas Albrecht, An-
dré Auderset (beide LDP) und Lukas 
Engelberger (CVP) sahen keinen legiti-
men Grund, das Geschäft neu zu bera-
ten, «nur weil man mit dem Ausgang 
nicht zufrieden ist».

Mehr Klarheit für Veranstalter.� Das neue Gesetz vereinfacht das Bewilligungswesen für Anlässe wie «Em Bebbi sy Jazz» (mit der Spalehill Brass Band). � Foto Kostas Maros

Grosser Rat
Berichterstattung aus  
dem Rathaus


